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Die Staaten des östlichen Europas, in denen vor 1939 deutsche Minderheiten gelebt hatten 
oder an die nach dem Zweiten Weltkrieg Gebiete des Deutschen Reiches übergegangen 
waren, beobachteten die politischen Aktivitäten der aus diesen Territorien geflohenen und 
vertriebenen Deutschen in der Bundesrepublik aufmerksam. Die meisten der von der 
Observation betroffenen Personen kamen aus den Regionen, die nunmehr zu Polen und der 
Tschechoslowakei gehörten. In beiden Ländern hatte sich in der Zwischenkriegszeit das 
Zusammenleben mit der deutschen Minderheit problematisch gestaltet. Während des Zweiten 
Weltkrieges hatten Polen und Tschechen unter den Verbrechen der Nationalsozialisten 
gelitten, in die auch ‚Volksdeutsche‘ involviert waren. Die Forderungen der bundesdeutschen 
Vertriebenenverbände nach Gebietsrückgaben verstärkten die auf negativen Erfahrungen 
beruhenden Wahrnehmungen dieser Staaten. Somit handelte es sich um eine durch 
Misstrauen geprägte und ideologisch aufgeladene ‚Feindbeobachtung‘ im Ost-West-Konflikt. 
 
Die Observation der seit Ende der 1940er Jahre in der Bundesrepublik entstandenen 
Vertriebenenorganisationen und -institutionen durch die staatssozialistischen Länder des 
östlichen Europas (Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, DDR, Sowjetunion und 
Jugoslawien) ist Gegenstand einer Tagung, die für den Juli 2021 im Bundesinstitut für Kultur 
und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa (BKGE) in Oldenburg geplant ist. Im 
Anschluss an diese Konferenz sollen ausgewählte Beiträge im Journal für Kultur und 
Geschichte der Deutschen im östlichen Europa (JKGE) / Journal for Culture and History of the 
Germans in Eastern Europe als Themenausgabe publiziert werden.  
 
Im Fokus stehen die Methoden der Sammlung und Auswertung von Informationen über 
Vertriebenenorganisationen und -funktionäre durch die Nachrichtendienste für ihre politischen 
Auftraggeber. Zentrale Fragen sind dabei:  
 

• Was lässt sich über die Gewinnung, Einschleusung und Anleitung von Agenten sowie 
die Auswertung ihrer Informationen sagen?  

• Wie faktenreich und präzise waren die ausgearbeiteten Expertisen? Bewegten sie sich 
nur im Rahmen der vorgegebenen Parteiideologie und ihres ‚Feindbildes‘ oder gingen 
sie in differenzierter Weise darüber hinaus? Wer waren die Verfasser und wie gut 
waren ihre Kenntnisse der Organisationsstruktur und der Milieus der Vertriebenen?  

• Wie wurde über die Nutzung der gesammelten Materialien entschieden? Kam es 
innerhalb der Behörden zu Konflikten hinsichtlich der Auswertung bzw. des Einsatzes 
der gesammelten Unterlagen?  

• Welche Rolle spielte der diesbezügliche Informationsaustausch zwischen den 
kommunistischen Staaten und welche Stellung kam dabei der DDR als deutschem 
Teilstaat mit eigenen ‚Umsiedlern‘ zu? 



• Welche neuen Erkenntnisse können durch die Auswertung der obengenannten Quellen 
gewonnen werden und auf welche Weise leisten sie einen ergänzenden Beitrag zur 
Geschichte der Vertriebenenverbände in der Bundesrepublik?  
 

Darüber hinaus soll gefragt werden, welche Bedeutung die Spitzenpolitiker bzw. 
Führungsgremien der Staaten des östlichen Europas den Berichten ihrer Sicherheitsdienste 
über die Vertriebenenorganisationen beimaßen und welche politischen Folgen sich daraus 
ergaben. Die staatlich gelenkten Medien einiger sozialistischer Länder nutzten die 
Forderungen der Vertriebenenverbände propagandistisch, um in der Bevölkerung Angst vor 
den Deutschen zu schüren. Wie bedroht fühlte sich die politische Führung jedoch tatsächlich 
durch diese Ansprüche?  
 
In diesem Zusammenhang ist auch nach Wandlungsprozessen in der Zeit zwischen 1949 und 
1989 zu fragen: Wie reagierten die Länder des östlichen Europas beispielsweise auf den 
allmählichen Bedeutungsverlust der Vertriebenenorganisationen und die Konflikte innerhalb 
der Vertriebenenmilieus? Welche Rolle spielten politische Umbrüche und veränderte politische 
Konstellationen, etwa die sozial-liberale Regierungskoalition mit Willy Brandts ‚Neuer 
Ostpolitik‘ nach 1969 oder das christlich-liberale Regierungsbündnis nach 1982? 
 
In Heike Amos’ wegweisender Studie wurde das Thema aus Sicht der DDR bearbeitet (Amos 
2011). Sie bietet – trotz der spezifischen Rolle, die die DDR und ihr Verhältnis zu den 
‚Umsiedlern‘ spielte – zahlreiche Anregungen und Vergleichsmöglichkeiten für den 
Untersuchungsgegenstand. Über die anderen Länder des östlichen Europas liegen jedoch 
noch keine umfassenden Studien vor.  
 
Die Tagung und der geplante Themenband wollen dieses Forschungsdesiderat aufgreifen und 
einen Beitrag zur Beobachtung und Wahrnehmung der bundesdeutschen Vertriebenenmilieus 
in den Staaten des östlichen Europas leisten. Erwünscht sind Länder- und Fallstudien, die sich 
mit der Observation der unterschiedlichen Landsmannschaften und Verbände sowie von 
Kultur- und Forschungseinrichtungen der Vertriebenen durch die Geheimdienste beschäftigen. 
Auch andere involvierte Stellen wie die Außen- und Innenministerien, aber auch die 
Wahrnehmung der Vertriebenenorganisationen in Dissidenten- und Emigrantenkreisen sowie 
die mediale Darstellung des Themas können untersucht werden. Vergleiche mit der 
Überwachung einschlägiger Aktivitäten der Länder des östlichen Europas durch den 
Bundesnachrichtendienst sowie konzeptionelle Überlegungen zum Umgang mit der 
diesbezüglichen Überlieferung der Sicherheitsdienste (vgl. Kührer-Wielach/Nowotnick 2018) 
sind ebenfalls willkommen. Ebenso kann die Beobachtung der Vertriebenenverbände in 
Österreich thematisiert werden.  
 
Bitte senden Sie ein Abstract in deutscher oder englischer Sprache (max. 2.500 Zeichen) 
Ihres geplanten (unveröffentlichten) Beitrags, dazu einen kurzen Lebenslauf bis zum 
31.01.2021 per E-Mail an Dr. Stefan Lehr (stefan.lehr@bkge.uni-oldenburg.de). Die Tagung 
soll am 1./2. Juli 2021 im BKGE in Oldenburg stattfinden. Aufgrund der Corona-Pandemie wird 
sie entweder als hybride Veranstaltung oder online realisiert. Eine Entscheidung darüber wird 
bis Mitte April bekanntgegeben. 
 
Die für eine Veröffentlichung im JKGE 3 (2022) ausgewählten Tagungsbeiträge müssen bis 
zum 1. November 2021 in deutscher oder englischer Sprache eingereicht werden (max. 
50.000 Zeichen). Ihre Qualität wird durch ein doppelt anonymisiertes Peer Review-Verfahren 
sichergestellt. 
 
Bundesinstitut für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa (BKGE) 
Johann-Justus-Weg 147  
26127 Oldenburg  
Website: http://www.bkge.de/ 



CfP/CfA 
 
‘Under surveillance – expellee organisations and officials under observation by 
socialist states in Eastern Europe (1949–1989)’ 
 
Conference and thematic issue of the Journal für Kultur und Geschichte der Deutschen 
im östlichen Europa (JKGE) / Journal for Culture and History of the Germans in Eastern 
Europe 3 (2022)  
 
Issued by: Stefan Lehr 
 
After the Second World War, Germans fled or were expelled not only from state territories in 
Eastern Europe where until 1939 they had formed a minority population, but also from the 
eastern territories of the German Reich lost in the War. Those expellees who settled in the 
Federal Republic and engaged in political activity were the subject of close surveillance by the 
Eastern European socialist states. Most persons under observation were former residents of 
Poland and Czechoslovakia. In both these countries, relationships between the majority 
population and the German minority during the interwar years had been problematic. During 
the Second World War, both Poles and Czechs had suffered from the crimes committed by the 
National Socialists, in which local ethnic Germans (Volksdeutsche) had also been involved. 
These negative experiences, combined with the territorial claims by expellee organisations in 
the Federal Republic, exacerbated the poor image of Germans in these two countries. 
Ideology and mistrust therefore heavily influenced the perception of ‘the enemy’ during the 
Cold War. 
 
A conference on the subject will be hosted in July 2021 in Oldenburg by the Federal Institute 
for Culture and History of the Germans in Eastern Europe (Bundesinstitut für Kultur und 
Geschichte der Deutschen im östlichen Europa, BKGE). It will explore surveillance by Eastern 
European socialist states (Poland, Czechoslovakia, the GDR, the Soviet Union and 
Yugoslavia) of expellee organisations and institutions established in the Federal Republic, 
from the end of the 1940s onwards. Following the conference, selected papers will be 
published in a thematic issue of the Journal für Kultur und Geschichte der Deutschen im 
östlichen Europa (JKGE) / Journal for Culture and History of the Germans in Eastern Europe.  
 
The focus will be on the methods used to collect and exploit the information gathered about 
expellee organisations and their officials, by tapping into the intelligence services of the 
commissioning governments. We are interested in certain central questions:  
 

• What can be discovered about the ways in which agents were recruited, embedded and 
trained, and how their information was used?  

• How thorough and accurate was the factual information presented in the expert reports 
produced? Did the agents structure their work according to prescribed party ideology 
and their ‘concept of the enemy’, or did they adopt more subtle approaches? Who 
compiled the reports, and how much knowledge did they have of the structure of the 
organisations and of the expellee communities?  

• How were decisions made about how to use the information gathered? Did conflicts 
arise among the authorities about how to evaluate and make use of the collected 
documentation?   

• What was the significance of any exchanges of such information between the 
communist states, and what part was played by the GDR, the East Germany State 
within the socialist bloc, with its own evacuees, the so-called Umsiedler.   

• What new information can be gained from research into the sources identified above, 
and how does it contribute to expanding our understanding of the history of expellee 
associations in the Federal Republic?  



 
We should also seek to understand what importance the top politicians and leaders in the 
Eastern European states attached to the reports they were receiving about the expellee 
organisations from their security services, and how this affected their political decisions. The 
state-controlled media in some socialist countries used the claims from the expellee 
organisations as propaganda material in order to foster fear of the Germans among their own 
populations. To what extent did the political leaders really feel threatened by these claims?  
 
In this context, questions also arise about the changes that occurred between 1949 and 1989: 
how, for example, did the countries of Eastern Europe react to the gradually decreasing 
significance of the expellee organisations, and to conflict within the expellee communities? 
What was the effect of political upheavals and realignments, such as Willy Brandt’s Social-
Liberal coalition and its ‘new policy towards the East [Neue Ostpolitik]’ from 1969, and the 
CDU-FDP coalition government from 1982? 
 
Heike Amos’s pioneering study, published in 2011, explored the subject from the point of view 
of the GDR. Notwithstanding the specific role played by the GDR and its relationship to its 
Umsiedler population, it suggests a number of topics for investigation and comparative study. 
There are, however, no comprehensive studies available yet about other Eastern European 
countries.   
 
The conference and the planned special thematic issue of the journal aim to tackle this 
research desideratum and to contribute to a greater understanding of how expellee 
communities in the Federal Republic were observed and perceived in the states of Eastern 
Europe. We are looking for country-specific and case studies exploring the ways in which 
security services carried out observation of the expellee associations (which had formed 
themselves into so-called Landsmannschaften, according to their regions of origin), and of 
their cultural and research institutions. We welcome work on associated bodies, such as 
interior and/or foreign ministries, and on the ways in which the expellee organisations were 
perceived in dissident groups and/or emigré circles, and how they were presented in the 
media. We also hope for comparative studies on the ways in which surveillance activities by 
the countries of Eastern Europe may themselves have been the subject of observation by the 
German Federal Intelligence Service. Furthermore, we invite conceptual reflections on how to 
deal with the surviving security service records (cf. Kührer-Wielach/Nowotnick, 2018). In 
addition, the surveillance of expellee associations in Austria may be a subject of comparative 
interest.  
 
Please submit an abstract, in German or in English (max. 2500 characters, incl. spaces) 
presenting the (unpublished) paper you wish to present. Send by email, with a short 
biographical note, to Dr. Stefan Lehr (stefan.lehr@bkge.uni-oldenburg.de). The submission 
deadline is 31 January 2021. The conference is planned for 1 & 2 July 2021 at the BKGE in 
Oldenburg. Because of the Corona pandemic, the event is being planned as either a hybrid 
event, with both live and online attendance, or fully online – the decision on format will be 
published by mid-April.  
 
The reports selected for publication in the related journal issue JKGE 3 (2022) must be 
submitted, in German or in English, by 1 November 2021 (max. 50,000 characters, incl. 
spaces). They will be subjected to double blind peer review to ensure high quality.  
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